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Allgemeine Geschiaftsbedingungen der EAG Energie Abrechnungs- und Service GmbH fiir die Belieferung mit Energie

(Strom und / oder Erdgas) fiir private, beruflich, landwirtschaftliche und gewerbliche Zwecke

Vertragsschluss / Lieferbeginn

Der Vertrag kommt durch Bestatigung des Lieferanten in Textform
unter Angabe des voraussichtlichen Lieferbeginns zustande. Der
tatséachliche Lieferbeginn hangt davon ab, dass alle fiir die Beliefe-
rung notwendigen MaRnahmen (Kiindigung des bisherigen Liefer-
vertrags etc.) erfolgt sind. Eine Belieferung erfolgt nicht vor Ablauf
der Widerrufsfrist des Kunden gemal §§ 355 Abs. 2, 356 Abs. 2
Nr. 2 BGB, es sei denn, der Kunde fordert den Lieferanten hierzu
ausdriicklich auf.

Umfang und Durchfiihrung der Lieferung / Befreiung von der Leis-
tungspflicht

Der Lieferant liefert dem Kunden dessen gesamten Bedarf an Ener-
gie an seine vertraglich benannte Entnahmestelle. Entnahmestelle
ist die Eigentumsgrenze des Netzanschlusses, iber den der Kunde
beliefert und mittels Marktlokations-ldentifikationsnummer ener-
giewirtschaftlich identifiziert wird.

Gilt nur fir Strom: Der Messstellenbetrieb wird durch den Messstel-
lenbetreiber erbracht und ist gemal § 9 Abs. 2 MsbG Bestandteil
dieses Vertrags, soweit der Kunde keinen Vertrag mit einem wett-
bewerblichen Messstellenbetreiber schliet. Der Lieferant stellt
dem Kunden das Entgelt fiir den Messstellenbetrieb unter den Vo-
raussetzungen von Ziffer 8.3.1 und 8.3.2.

Bei einer Unterbrechung oder bei UnregelmaRigkeiten in der Ener-
gieversorgung ist der Lieferant, soweit es sich um Folgen einer St6-
rung des Netzbetriebs einschliellich des Netzanschlusses handelt,
von seiner Leistungspflicht befreit. Zu den moglichen Anspriichen
des Kunden gegen den Netzbetreiber wird auf Ziffer 12 verwiesen.
Wird den Parteien die Erfiillung der Leistungspflichten durch unvor-
hersehbare Umstande, auf die sie keinen Einfluss haben und deren
Abwendung mit einem angemessenen technischen oder wirt-
schaftlichen Aufwand nicht erreicht werden kann (insbesondere
héhere Gewalt wie z.B. Naturkatastrophen, Krieg, Pandemien, Ar-
beitskampfmalnahmen, hoheitliche Anordnungen), wesentlich er-
schwert oder unméglich gemacht, so sind die Parteien von ihren
vertraglichen Leistungspflichten befreit, solange diese Umstande
und deren Folgen nicht endgliltig beseitigt sind.

Der Lieferant ist weiter von seiner Leistungspflicht befreit, soweit
und solange der Netzbetreiber den Netzanschluss und/oder die
Anschlussnutzung bzw. der Messstellenbetreiber den Messstel-
lenbetrieb auf eigene Initiative unterbrochen hat. Schadensersatz-
anspriiche des Kunden gegen den Lieferanten bleiben fiir den Fall
unberiihrt, dass den Lieferanten an der Unterbrechung ein Ver-
schulden trifft.

Messung / Abschlagszahlungen / Abrechnung / Anteilige Preis-
berechnung / Abrechnungsinformationen / Verbrauchshistorie
Die Menge der gelieferten Energie wird durch Messeinrichtungen
bzw. Messsysteme (oder rechtmaRige Ersatzwertbildung) des zu-
standigen Messstellenbetreibers bzw. Netzbetreibers ermittelt. Die
Ablesung der Messeinrichtungen wird vom Messstellenbetreiber
oder Lieferanten oder, sofern keine Ferniibermittlung der
Verbrauchsdaten (z. B. iiber ein intelligentes Messsystem) erfolgt,
auf Verlangen des Lieferanten oder des Messstellenbetreibers kos-
tenlos vom Kunden durchgefiihrt. Verlangt der Lieferant eine
Selbstablesung des Kunden, fordert der Lieferant den Kunden
rechtzeitig dazu auf. Die Ablesung der Messeinrichtungen erfolgt
zum Zwecke der Abrechnung, etwa anlasslich eines Lieferanten-
wechsels oder bei Vorliegen eines berechtigten Interesses des Lie-
feranten an einer Uberpriifung der Ablesung, und zum Zwecke der
Erstellung der Abrechnungsinformationen. Der Kunde kann einer
Selbstablesung widersprechen, wenn ihm diese nicht zumutbar ist.
Soweit der Kunde fiir einen bestimmten Abrechnungszeitraum
trotz entsprechender Verpflichtung keine Ablesedaten libermittelt
hat oder der Lieferant aus anderen Griinden, die er nicht zu vertre-
ten hat, den tatsédchlichen Verbrauch nicht ermitteln kann (etwa,
weil keine Messwerte bzw. vom Messstellenbetreiber rechtmalig
ermittelten Ersatzwerte verfligbar sind), kann der Lieferant den Ver-
brauch auf der Grundlage der letzten Ablesung oder bei einem Neu-
kunden nach dem Verbrauch vergleichbarer Kunden jeweils unter
angemessener Berilicksichtigung der tatsachlichen Verhéltnisse
schatzen.

Der Lieferant kann vom Kunden monatliche Abschlagszahlungen
verlangen. Die Hohe der Abschlagszahlung richtet sich nach dem
Verbrauch des vorhergehenden Abrechnungszeitraums und dem
aktuellen Vertragspreis oder nach dem durchschnittlichen Ver-
brauch vergleichbarer Kunden und dem aktuellen Vertragspreis.

3.3.

3.4.

3.5.

3.6.

3.7.

3.8.

Macht der Kunde glaubhaft, dass der Verbrauch erheblich ab-
weicht, ist dies angemessen zu beriicksichtigen. Ist die Messstelle
des Kunden mit einem intelligenten Messsystem ausgestattet, ist
der Lieferant berechtigt, anstelle der Erhebung von Abschlagszah-
lungen, monatlich bis zum 21. des auf einen Liefermonat folgenden
Kalendermonats, die Entgelte nach diesem Vertrag fiir die im Vor-
monat gelieferte Energie abzurechnen.

Zum Ende jedes vom Lieferanten festgelegten Abrechnungszeit-
raums, der ein Jahr nicht lberschreitet, und zum Ende des Lie-
ferverhéltnisses wird vom Lieferanten eine Abrechnung nach sei-
ner Wahl in elektronischer Form iiber das Kundenportal oder in Pa-
pierform erstellt. Abweichend von Satz 1 hat der Kunde das Recht,
eine kostenpflichtige monatliche, vierteljahrliche oder halbjahrliche
Abrechnung zu wahlen, die auf Grundlage einer gesonderten Ver-
einbarung mit dem Lieferanten erfolgt. Erhalt der Kunde Abrech-
nungen in Papierform, erfolgen Abrechnungen auf Wunsch auch in
elektronischer Form tiber das Kundenportal. Erhalt der Kunde elekt-
ronische Abrechnungen, erfolgt die Abrechnung auf Wunsch auch
einmal jahrlich in Papierform. In jeder Abrechnung wird der tat-
sdchliche Umfang der Belieferung unter Anrechnung der Ab-
schlagszahlungen abgerechnet. Ergibt sich eine Abweichung der
Abschlagszahlungen von der Abrechnung der tatsachlichen Belie-
ferung, so wird der zu viel oder zu wenig berechnete Betrag unver-
ziiglich erstattet bzw. nachentrichtet, spatestens aber mit der
nachsten Abschlagszahlung verrechnet. Bei einer monatlichen Ab-
rechnung entfallt das Recht des Lieferanten nach Ziffer 3.2 Satz 1.
Erhalt der Kunde eine elektronische Abrechnung iiber das Kunden-
portal und erfolgt keine Ferniibermittlung der Verbrauchsdaten (z.
B. Uiber ein intelligentes Messsystem), erhalt er unentgeltlich die (in
jeder Rechnung bereits enthaltenen) Abrechnungsinformationen
nach § 40b EnWG automatisch alle sechs Monate und auf Wunsch
alle drei Monate Uber das Kundenportal.

Auf Wunsch des Kunden stellt der Lieferant dem Kunden und ei-
nem von diesem benannten Dritten, soweit verfligbar, ergénzende
Informationen zu dessen Verbrauchshistorie zur Verfligung. Der
Lieferant stellt dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten
nach tatsachlichem Aufwand in Rechnung.

Der Kunde kann jederzeit vom Lieferanten verlangen, eine Nachpri-
fung der Messeinrichtungen an seiner Entnahmestelle durch eine
Eichbehorde oder eine staatlich anerkannte Priifstelle i. S. v. § 40
Abs. 3 MessEG zu veranlassen. Die Kosten der Nachpriifung fallen
dem Kunden nur dann zur Last, sofern die eichrechtlichen Ver-
kehrsfehlergrenzen nicht tiberschritten werden.

Ergibt eine Nachpriifung der Messeinrichtungen eine Uberschrei-
tung der eichrechtlichen Verkehrsfehlergrenzen oder werden Feh-
ler in der Ermittlung des Rechnungsbetrags festgestellt (wie z.B.
auch bei einer Rechnung auf der Grundlage falscher Messwerte),
so wird der zu viel oder zu wenig berechnete Betrag unverziiglich
erstattet bzw. nachentrichtet oder mit der nachsten Abschlagszah-
lung verrechnet. Ist das Ausmal} des Fehlers nicht einwandfrei
festzustellen oder zeigt eine Messeinrichtung nicht an (und liegen
auch keine rechtméRig ermittelten Ersatzwerte vor), so ermittelt
der Lieferant den Verbrauch fir die Zeit seit der letzten fehlerfreien
Ablesung durch Schatzung entsprechend Ziffer 3.1 Satz 6. Anspri-
che nach dieser Ziffer sind auf den der Feststellung des Fehlers
vorhergehenden Ablesezeitraum beschrankt, es sei denn, die Aus-
wirkung des Fehlers kann (ber einen groBeren Zeitraum festge-
stellt werden; in diesem Fall ist der Anspruch auf langstens drei
Jahre beschrankt.

Andert sich das vertragliche Entgelt wéhrend des Abrechnungs-
zeitraums, so rechnet der Lieferant gednderte verbrauchsunabhén-
gige Preisbestandteile tagesgenau ab. Fir die Abrechnung gean-
derter verbrauchsabhéngiger Preisbestandteile wird die nach Zif-
fer 3.1 ermittelte Verbrauchsmenge des Kunden im Abrechnungs-
zeitraum auf Grundlage einer Schatzung nach billigem Ermessen
(8§ 315 BGB) auf den Zeitraum vor und nach der Preisénderung auf-
geteilt, wobei jahreszeitliche Verbrauchsschwankungen auf der
Grundlage vergleichbarer Erfahrungswerte angemessen zu beriick-
sichtigen sind. Die nach der Preisénderung anfallenden Abschlags-
zahlungen kénnen entsprechend angepasst werden.
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Gilt nur fiir Strom bei Entnahmestellen mit Warmepumpe oder
Warmespeicher sowie mit Mehrtarifzahlern: Installation, Bescha-
digung, Storung von Schaltgeraten

Der Netzbetreiber bestimmt den Anbringungsort des Schaltgerats.
Bei der Wahl des Anbringungsortes ist die Mdglichkeit der Fernbe-
dienung zu berticksichtigen. Der Netzbetreiber hat den Kunden zu
beteiligen und dessen berechtigte Interessen angemessen zu be-
riicksichtigen. Er ist verpflichtet, auf Verlangen des Kunden einer
Verlegung des Schaltgerats zuzustimmen, wenn dies ohne Beein-
trachtigung einer einwandfreien Fernbedienung moglich ist. Der
Kunde hat die Kosten einer Verlegung des Schaltgerats nach Satz 4
zu tragen.

Der Kunde hat dem Netzbetreiber den Verlust, Beschadigungen
und Stérungen des Schaltgerats unverziglich mitzuteilen.

Zahlungsbestimmungen / Verzug / Kosten eines Beauftragten /
Aufrechnung

Samtliche Rechnungsbetréage sind zwei Wochen nach Zugang der
Rechnung, Abschldage und Vorauszahlungen zu dem vom Lieferan-
ten nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) im Abschlagsplan bzw.
mit Verlangen der Vorauszahlung festgelegten Zeitpunkt fallig und
im Wege des Lastschriftverfahrens, mittels Dauerauftrag oder
Uberweisung (auch durch Bariiberweisung) zu zahlen.

Befindet sich der Kunde in Zahlungsverzug, kann der Lieferant an-
gemessene Mallnahmen zur Durchsetzung seiner Forderung er-
greifen. Fordert der Lieferant erneut zur Zahlung auf oder l&sst der
Lieferant den Betrag durch Beauftragung eines Inkassodienstleis-
ters (auch des Netzbetreibers) einziehen, stellt er dem Kunden die
dadurch entstandenen Kosten nach tatsachlichem Aufwand in
Rechnung.

Gegen Anspriiche des Lieferanten kann nur mit unbestrittenen oder
rechtskraftig festgestellten Gegenanspriichen aufgerechnet wer-
den. Dies gilt nicht fiir Anspriiche des Kunden aufgrund vollstandi-
ger oder teilweiser Nichterfiillung oder mangelhafter Erfiillung der
Hauptleistungspflichten. Es gilt weiterhin nicht fiir Forderungen
des Kunden, die im Rahmen des Riickabwicklungsverhéltnisses
nach Widerruf des Vertrags entstehen.

Stellung von Sicherheiten

Der Kunde leistet spatestens 10 Werktage vor Aufnahme der Belie-
ferung eine Sicherheit in Hohe der fiir einen Zeitraum von drei Lie-
fermonaten voraussichtlich durchschnittlich zu leistenden Zahlun-
gen. Sofern der Lieferant nicht ausdriicklich eine abweichende Si-
cherheit akzeptiert, erfolgt die Besicherung in Form einer unbeding-
ten, unwiderruflichen, selbstschuldnerischen Biirgschaft einer eu-
ropdischen Bank. Die sich verbiirgende Bank muss ein Rating im
,A"“-Bereich von Standard & Poors oder ein gleichwertiges Rating
einer anderen international anerkannten Rating-Agentur aufwei-
sen.

Der Lieferant kann sich aus der Sicherheit befriedigen, sobald der
Kunde mit seinen Zahlungsverpflichtungen in Verzug ist. Der Liefe-
rant wird die Sicherheit nur in dem Umfang verwerten, in dem dies
zur Erfillung der riickstéandigen Zahlungsverpflichtungen erforder-
lich ist.

Die Verwertung der Sicherheit wird der Lieferant dem Kunden unter
Fristsetzung schriftlich androhen, es sei denn, nach den Umstéan-
den des Einzelfalls besteht Grund zu der Annahme, dass eine Be-
friedigung aus der Sicherheit zu spéat erfolgen wiirde. Ist der Ab-
schluss des Vertrags fiir den Kunden ein Handelsgeschaft, betragt
die Frist wenigstens eine Woche. In allen (ibrigen Féllen betragt sie
einen Monat.

Hat der Lieferant die Sicherheit vollstéandig oder teilweise gemaR
Abs. 6.2 verwertet, leistet der Kunde auf Verlangen des Lieferanten
erneut Sicherheit bis zu der in Abs. 1 vereinbarten Hohe, jedoch
nicht tber 120 % der fiir die noch verbleibende Vertragslaufzeit
durchschnittlich zu leistenden Zahlungen hinaus.

Vorauszahlung

Der Lieferant kann vom Kunden eine monatliche Vorauszahlung in
angemessener Hohe verlangen, wenn der Kunde mit einer Zahlung
aus dem Vertrag in nicht unwesentlicher Hohe in Verzug ist, wenn
der Kunde innerhalb eines Zeitraums von zwdlf Monaten wieder-
holt in Zahlungsverzug gerat oder in sonstigen begriindeten Fallen.
Bei Verlangen einer Vorauszahlung sind dem Kunden Beginn, Hohe
und die Griinde fiir die Vorauszahlung sowie die Voraussetzungen
fiir ihren Wegfall mitzuteilen. Die Zeitpunkte der Vorauszahlungen
legt der Lieferant nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) fest. Die Vo-
rauszahlung ist friihestens zum Lieferbeginn fallig. Die Hohe der
Vorauszahlung richtet sich nach dem Verbrauch des vorhergehen-
den Abrechnungszeitraums und dem aktuellen Vertragspreis oder
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dem durchschnittlichen Verbrauch vergleichbarer Kunden und dem
aktuellen Vertragspreis. Macht der Kunde glaubhaft, dass sein Ver-
brauch erheblich geringer ist, ist dies angemessen zu beriicksich-
tigen.

Die Vorauszahlung wird mit der jeweils ndchsten vom Kunden nach
dem Vertrag zu leistenden Zahlung (Abschlage nach Ziffer 5.1 oder
Rechnungsbetrége) verrechnet. Ergibt sich dabei eine Abweichung
der Vorauszahlung von der zu leistenden Zahlung, so wird der zu
viel oder zu wenig berechnete Betrag unverziiglich erstattet bzw.
nachentrichtet.

Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann der Lieferant beim
Kunden ein Vorauszahlungssystem (z.B. Bargeld- oder Chipkarten-
zéhler) einrichten und betreiben bzw. den Messstellenbetreiber da-
mit beauftragen.

Gilt nur fiir Strom: Entgelt / Zukiinftige Steuern, Abgaben und
sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen / Preisanpassung
nach billigem Ermessen

Das vom Kunden zu zahlende Entgelt setzt sich aus den Preisbe-
standteilen nach den Ziffern 8.2 bis 8.6 zusammen.

Der Kunde zahlt einen Grundpreis und einen verbrauchsabhéngi-
gen Arbeitspreis in der sich aus dem beigefiigten Preisblatt erge-
benden Hohe. Sie enthalten folgende Kosten: Kosten fiir Energie-
beschaffung und Vertrieb, das an den Netzbetreiber abzufiihrende
Netzentgelt sowie die Konzessionsabgaben.

Zusétzlich zahlt der Kunde fiir die gelieferte Energie folgende Preis-
bestandteile nach den Ziffern 8.3.1 bis 8.3.7 in der jeweils gelten-
den Hohe. Die bei Vertragsschluss geltende Hohe ist im beigefiig-
ten Preisblatt angegeben. Die fiir das jeweils folgende Kalenderjahr
geltende Hohe der Preisbestandteile nach den Ziffern 8.3.3 und
8.3.6 werden bis zum 15.10. eines Kalenderjahres, diejenige der
Preisbestandteile nach den Ziffern 8.3.4, 8.3.5, 8.3.7 und 8.3.8 bis
zum 25.10. eines Kalenderjahres von den Ubertragungsnetzbetrei-
bern im Internet verdffentlicht (derzeit: www.netztransparenz.de).
Im Einzelnen:

Das vom Lieferanten an den Netzbetreiber abzufiihrende Entgelt
fiir den konventionellen Messstellenbetrieb mit Messeinrichtungen
und Messsystemen.

Der Netzbetreiber ermittelt dieses Entgelt zum 01.01. eines Kalen-
derjahres auf Grundlage der von der zustandigen Regulierungsbe-
hérde nach Mallgabe des §21a EnWG i. V. m. der ARegV, der
StromNEV und sonstigen Bestimmungen des EnWG festgelegten
und jeweils zum 01.01. eines Kalenderjahres gemaR § 4 ARegV an-
gepassten Erlésobergrenze. Der Netzbetreiber vertffentlicht die je-
weils geltende Hohe des Entgelts fiir den Messstellenbetrieb auf
seiner Internetseite.

Der Lieferant berechnet das vom Kunden zu zahlende Entgelt im
Rahmen von monatlichen Abschldagen bzw. Abrechnungen mit
1/11 des Jahresentgelts.

Wird oder ist eine nach diesem Vertrag vom Lieferanten belieferte
Marktlokation des Kunden mit einem intelligenten Messsystem
oder einer modernen Messeinrichtung i. S. d. MsbG ausgestattet,
entfallt der Preisbestandteil nach Ziffer 8.3.1 fiir diese Marktloka-
tion. In diesem Fall schuldet nach den Vorgaben des MsbG grund-
satzlich der Kunde dem Messstellenbetreiber das Messstellenbe-
triebsentgelt, es sei denn, der Lieferant ist nach Ziffer 8.3.2 zur Zah-
lung des Messstellenbetriebsentgelts gegeniiber dem Messstel-
lenbetreiber verpflichtet.

Ist der Lieferant aufgrund einer vertraglichen, gesetzlichen oder re-
gulierungsbehordlichen Regelung anstelle des Kunden verpflichtet,
das Entgelt fiir den Messstellenbetrieb mit intelligenten Messsys-
temen oder modernen Messeinrichtungen fiir belieferte Marktloka-
tionen des Kunden an den Messstellenbetreiber abzufiihren, zahlt
der Kunde dieses Entgelt in der jeweils vom grundzustédndigen
Messstellenbetreiber auf seiner Internetseite veroffentlichten
Hohe. Der Lieferant wird dem Kunden das zu zahlende Entgelt und
den Umstand, dass dieses im Rahmen dieses Vertrags vom Liefe-
ranten an den Kunden weiterberechnet wird, informatorisch mittei-
len, soweit und sobald ihm diese Umstande bekannt sind. Der Lie-
ferant ist berechtigt, mit grundzusténdigen Messstellenbetreibern
Vereinbarungen zur Abrechnung der Entgelte fiir den Messstellen-
betrieb mit intelligenten Messsystemen und modernen Messein-
richtungen zu treffen, wonach der grundzustandige Messstellenbe-
treiber gegeniiber dem Lieferanten abrechnet, soweit der Lieferant
sicherstellt, dass eine zusatzliche Inanspruchnahme des Kunden
fiir diese Entgelte durch den grundzustandigen Messstellenbetrei-
ber ausgeschlossen ist. Ziffer 8.3.1.1 gilt entsprechend.

Die vom Lieferanten an den Ubertragungsnetzbetreiber zu zah-
lende EEG-Umlage nach § 60 Abs. 1 EEG i. V. m. der EEV.
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Mit der EEG-Umlage werden Kosten ausgeglichen, die den Ubertra-
gungsnetzbetreibern durch die Abwicklung der gesetzlichen Vor-
gaben zur Foérderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Ener-
giequellen entstehen.

Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber zu zahlende KWK-Um-
lage nach § 26 KWKG.

Mit der KWK-Umlage werden Kosten ausgeglichen, die den Uber-
tragungsnetzbetreibern durch die Abwicklung der gesetzlichen
Vorgaben zur Férderung der Stromerzeugung aus hocheffizienten
Kraft-Warme-Kopplungsanlagen sowie zur Férderung des Ausbaus
von Wéarme- und Kéltenetzen entstehen.

Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber zu zahlende § 19-Strom-
NEV-Umlage nach § 19 Abs. 2 StromNEV.

Mit der § 19-StromNEV-Umlage werden Kosten ausgeglichen, die
den Ubertragungsnetzbetreibern aus der Verpflichtung entstehen,
nachgelagerten Netzbetreibern Erlose zu erstatten, die diesen ent-
gehen, weil sie bestimmten Letztverbrauchern mit atypischem Ver-
brauchsverhalten oder besonders hohem Stromverbrauch nach
§ 19 Abs. 2 StromNEV reduzierte Netzentgelte anbieten miissen.
Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber zu zahlende Offshore-
Netzumlage nach § 17f Abs. 5 EnWG.

Die Offshore-Netzumlage gleicht Teile der Kosten aus, die den
Ubertragungsnetzbetreibern  durch  Entschadigungszahlungen
nach MalRlgabe von § 17e EnWG an Betreiber von betriebsbereiten
Offshore-Windenergieanlagen in Folge von Stérungen oder Verzo-
gerungen der Netzanbindung dieser Anlagen entstehen sowie u. a.
Offshore-Anbindungskosten nach § 17d Abs. 1 EnWG, den §§ 17a
und 17b EnWG sowie die Kosten nach § 12b Abs. 1 Satz3 Nr.7
EnWG und des Flachenentwicklungsplans nach § 5 WindSeeG.
Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber zu zahlende abLa-Um-
lage nach § 18 Abs. 1 AbLaV.

Die abLa-Umlage gleicht Kosten aus, die den Ubertragungsnetzbe-
treibern durch Zahlungen an Betreiber bestimmter Anlagen zum
Verbrauch elektrischer Energie entstehen, deren Leistung auf An-
forderung der Ubertragungsnetzbetreiber zur Aufrechterhaltung
der Netz- und Systemstabilitat reduziert werden kann.

Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber zu zahlende Wasserstof-
fumlage nach § 118 Abs. 6 Satz 9 bis 11 EnWG.

Mit der Wasserstoffumlage werden Kosten ausgeglichen, die den
Ubertragungsnetzbetreibern durch die Abwicklung der gesetzli-
chen Vorgaben zur Férderung der Wasserstofferzeugung durch
Wasserelektrolyse entstehen.

Die Stromsteuer.

Ist eine Umlage nach Ziffern 8.3.3 bis 8.3.8 negativ, reduziert sich
das fir die gelieferte Energie zu zahlende Entgelt in entsprechen-
der Hohe.

Wird die Belieferung oder die Verteilung von Energie nach Vertrags-
schluss mit zuséatzlichen, in Ziffern 8.2, 8.3 und 8.6 nicht genann-
ten Steuern oder Abgaben belegt, erhht sich das vom Kunden zu
zahlende Entgelt um die hieraus entstehenden Mehrkosten in der
jeweils geltenden Hohe. Satz 1 gilt entsprechend, falls die Beliefe-
rung oder die Verteilung von Energie nach Vertragsschluss mit ei-
ner hoheitlich auferlegten, allgemein verbindlichen Belastung (d. h.
keine BuRgelder oder Ahnliches) belegt wird, soweit diese unmit-
telbaren Einfluss auf die Kosten fiir die nach diesem Vertrag ge-
schuldeten Leistungen hat. Die Weitergabe in der jeweils geltenden
Hohe nach Satz 1 und 2 fiihrt bei Erstattungen (z.B. in Form nega-
tiver Umlagen) zu einer entsprechenden Entgeltreduzierung. Eine
Weiterberechnung erfolgt nicht, soweit die Mehrkosten nach Héhe
und Zeitpunkt ihres Entstehens bereits bei Vertragsschluss konkret
vorhersehbar waren oder die jeweilige gesetzliche Regelung der
Weiterberechnung entgegensteht. Eine Weiterberechnung ist auf
die Mehrkosten beschrankt, die nach dem Sinn und Zweck der ge-
setzlichen Regelung dem einzelnen Vertragsverhéltnis (z.B. nach
Kopf oder nach Verbrauch) zugeordnet werden kénnen. Eine Wei-
terberechnung erfolgt ab dem Zeitpunkt der Entstehung der Mehr-
kosten. Der Kunde wird {iber eine solche Weiterberechnung spates-
tens mit der Rechnungsstellung informiert.

Zusétzlich fallt auf die Preisbestandteile nach Ziffern 8.2 und 8.3
sowie etwaige zukiinftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheit-
lich auferlegte Belastungen nach Ziffer 8.5 die Umsatzsteuer in der
jeweils geltenden Hohe an. Die derzeitige Hohe der Umsatzsteuer
ergibt sich aus den Preisangaben im Preisblatt.

Der Lieferant teilt dem Kunden die bei Belieferung jeweils geltende
Hohe eines nach Ziffern 8.3, 8.5 und 8.6 zu zahlenden Preisbe-
standteils auf Anfrage mit.

Der Lieferant ist verpflichtet, den Grundpreis und den Arbeitspreis
nach Ziffer 8.2 — nicht hingegen die gesondert in der jeweils gel-
tenden Hoéhe an den Kunden weitergegebenen Preisbestandteile

8.9.

9.1.

9.2.

9.3.

9.4.

9.5.

9.6.

nach Ziffern 8.3 und 8.6 sowie etwaige zukiinftige Steuern, Abga-
ben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen nach Ziffer 8.5
- durch einseitige Leistungsbestimmung nach billigem Ermessen
gemal § 315 BGB anzupassen (Erhéhungen oder Senkungen). An-
lass fiir eine solche Preisanpassung ist ausschlieRlich eine Ande-
rung der in Ziffer 8.2 genannten Kosten. Der Lieferant liberwacht
fortlaufend die Entwicklung dieser Kosten. Der Umfang einer Preis-
anpassung ist auf die Veranderung der Kosten nach Ziffer 8.2 seit
der jeweils vorhergehenden Preisanpassung nach dieser Ziffer 8.8
bzw. — sofern noch keine Preisanpassung nach dieser Ziffer 8.8 er-
folgt ist — seit Vertragsschluss bis zum Zeitpunkt des geplanten
Wirksamwerdens der aktuellen Preisanpassung beschrankt. Kos-
tensteigerungen und Kostensenkungen sind bei jeder Preisanpas-
sung gegenldufig zu saldieren. Die einseitige Leistungsbestim-
mung des Lieferanten nach billigem Ermessen bezieht sich auch
auf die jeweiligen Zeitpunkte einer Preisanpassung; diese sind so
zu wahlen, dass Kostensenkungen nicht nach fiir den Kunden un-
glinstigeren Malstdben Rechnung getragen werden als Kostener-
hohungen, also Kostensenkungen mindestens in gleichem Umfang
preiswirksam werden wie Kostenerhéhungen. Der Kunde hat ge-
maR § 315 Abs. 3 BGB das Recht, die Ausiibung des billigen Ermes-
sens des Lieferanten gerichtlich {iberpriifen zu lassen. Anderungen
des Grundpreises und des Arbeitspreises nach dieser Ziffer 8.8
sind nur zum Monatsersten, erstmals zum Ablauf der vertraglichen
Erstlaufzeit, moglich. Preisanpassungen werden nur wirksam,
wenn der Lieferant dem Kunden die Anderungen spétestens einen
Monat vor dem geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilt. In
diesem Fall hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung
einer Kindigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der
Preisanpassung zu kiindigen. Hierauf wird der Kunde vom Liefe-
ranten in der Mitteilung gesondert hingewiesen.

Informationen Gber aktuelle Produkte und Tarife erhélt der Kunde
unter Telefon 05221 / 18792-0.

Gilt nur fiir Erdgas: Entgelt / Zukiinftige Steuern, Abgaben und
sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen / Preisanpassung
nach billigem Ermessen

Das vom Kunden zu zahlende Entgelt setzt sich aus den Preisbe-
standteilen nach den Ziffern 9.2 bis 9.9 zusammen.

Der Kunde zahlt einen Grundpreis und einen verbrauchsabhangi-
gen Arbeitspreis in der sich aus den Preisangaben im Auftragsfor-
mular ergebenden Hohe. Sie enthalten folgende Kosten: Kosten fiir
Energiebeschaffung und Vertrieb (inklusive Entgelt fiir die Nutzung
des Virtuellen Handelspunktes, Konvertierungsentgelt sowie
Konvertierungsumlage), die Kosten fiir Messstellenbetrieb und
Messung — soweit diese Kosten dem Lieferanten vom Messstel-
lenbetreiber in Rechnung gestellt werden —, das an den Netzbetrei-
ber abzufiihrende Netzentgelt sowie die Konzessionsabgaben.
Zusatzlich zahlt der Kunde fiir das gelieferte Erdgas folgende
Preisbestandteile nach den Ziffern 9.4 bis 9.7.und 9.9 deren bei
Vertragsschluss geltende Hohe in den Preisangaben im Auftrags-
formular angegeben ist. Im Einzelnen:

Die vom Lieferanten (an den Bilanzkreisverantwortlichen und von
diesem) an den Marktgebietsverantwortlichen fiir die Belieferung
des Kunden geméR § 29 Satz 2 GasNZV ausgefiihrte SLP-Bilanzie-
rungsumlage in der jeweils geltenden Hohe. Die zum Zeitpunkt des
Vertragsschlusses geltende Hohe der SLP-Bilanzierungsumlage in
Cent pro kWh ergibt sich aus den Preisangaben im Preisblatt.

Die SLP-Bilanzierungsumlage wird vom Marktgebietsverantwortli-
chen jahrlich zum 01.10. angepasst und sechs Wochen vor Beginn
des jeweiligen Geltungszeitraums auf der Internetseite des Markt-
gebietsverantwortlichen in der Einheit Euro/MWh veroffentlicht.
Die SLP-Bilanzierungsumlage wird auf der Grundlage der tatsach-
lich verbrauchten Mengen des Kunden (mit Abrechnungsbrenn-
wert ermittelt) abgerechnet, wéhrend dem Lieferanten gegeniiber
die SLP-Bilanzierungsumlage auf Grundlage der allokierten Men-
gen (mit Bilanzierungsbrennwert ermittelt) erhoben wird. Die sich
durch die von Netzbetreiber vorgegebene Giite der SLP-Profile so-
wie durch die unterschiedlichen Brennwerte ergebenden — in der
Regel geringfligigen — Abweichungen kdnnen sich zu Gunsten und
zu Lasten des Kunden auswirken, worauf der Lieferant keinen Ein-
fluss hat.

Zusaétzlich zahlt der Kunde fiir die gelieferte Energie folgenden
Preisbestandteil in der jeweils geltenden Hohe. Die bei Vertrags-
schluss geltende Hohe ist im beigefligten Preisblatt angegeben.
Die den Lieferanten treffenden Belastungen aus dem Kauf von
Emissionszertifikaten nach dem Brennstoffemissionshandelsge-
setz (BEHG) in der jeweils geltenden Hohe in ct/kWh (,CO2-Preis”).
Dieser Preisbestandteil umfasst die Mehrkosten, die vom Lieferan-
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9.7.
9.8.

9.9.

9.10.

9.11.

ten als gesetzlich festgelegter Festpreis fiir Erdgas unter Anrech-
nung (anteilig) gelieferter biogener Brennstoffe i. S. d. § 7 Abs. 4
Nr. 2 BEHG fiir den Verbrauch des Kunden gezahlt werden, soweit
und solange das BEHG Festpreise vorsieht (voraussichtlich bis
31.12.2025). Der Festpreis fiir Emissionszertifikate ist in § 10 Abs.
2 BEHG festgelegt. Er wurde 2021 erstmals erhoben und ist bis
zum 31.12.2025 ein jahrlich steigender Festpreis. Der Preis betragt
fur den Zeitraum vom 01.01.2021 bis 31.12.2021 nach aktueller
Rechtslage € 25,00 pro Emissionszertifikat (dies entspricht der Be-
rechtigung zur Emission einer Tonne Treibhausgas in Tonnen Koh-
lendioxiddquivalent im Jahr). Die Ermittlung des Kohlendioxidaqui-
valents, d. h. der Brennstoffemissionen von Erdgas, aufgrund derer
eine Berechnung eines Preises in ct/kWh ermdglicht wird, erfolgt
auf Grundlage einer geméaR § 7 Abs. 4 BEHG erlassenen Rechtsver-
ordnung.

Die Energiesteuer in der jeweils geltenden Hohe.

Wird die Belieferung oder die Verteilung von Energie nach Vertrags-
schluss mit zusatzlichen, in Ziffern 9.2, 9.3 und 9.9 nicht genannten
Steuern oder Abgaben belegt, erhoht sich das vom Kunden zu zah-
lende Entgelt um die hieraus entstehenden Mehrkosten in der je-
weils geltenden Hohe. Satz 1 gilt entsprechend, falls die Beliefe-
rung oder die Verteilung von Energie nach Vertragsschluss mit ei-
ner hoheitlich auferlegten, allgemein verbindlichen Belastung (d. h.
keine BuRgelder oder Ahnliches) belegt wird, soweit diese unmit-
telbaren Einfluss auf die Kosten fiir die nach diesem Vertrag ge-
schuldeten Leistungen hat. Die Weitergabe in der jeweils geltenden
Hohe nach Satz 1 und 2 fiihrt bei Erstattungen (z.B. in Form nega-
tiver Umlagen) zu einer entsprechenden Entgeltreduzierung. Eine
Weiterberechnung erfolgt nicht, soweit die Mehrkosten nach Hohe
und Zeitpunkt ihres Entstehens bereits bei Vertragsschluss konkret
vorhersehbar waren oder die jeweilige gesetzliche Regelung der
Weiterberechnung entgegensteht. Eine Weiterberechnung ist auf
die Mehrkosten beschrankt, die nach dem Sinn und Zweck der ge-
setzlichen Regelung dem einzelnen Vertragsverhéltnis (z.B. nach
Kopf oder nach Verbrauch) zugeordnet werden konnen. Eine Wei-
terberechnung erfolgt ab dem Zeitpunkt der Entstehung der Mehr-
kosten. Der Kunde wird Uiber eine solche Weiterberechnung spates-
tens mit der Rechnungsstellung informiert.

Zusiétzlich fallt auf die Preisbestandteile nach Ziffern 9.2 und 9.3
sowie etwaige zukiinftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheit-
lich auferlegte Belastungen nach Ziffer 9.8 die Umsatzsteuer in der
jeweils geltenden Hohe an. Die derzeitige Hohe der Umsatzsteuer
ergibt sich aus den Preisangaben im Preisblatt.

Der Lieferant teilt dem Kunden die jeweils geltende Hohe eines
nach Ziffern 9.3, 9.8 und 9.9 zu zahlenden Preisbestandteils auf
Anfrage mit.

Der Lieferant ist verpflichtet, den Grundpreis und den Arbeitspreis
nach Ziffer 9.2 — nicht hingegen die gesondert in der jeweils gel-
tenden Hohe an den Kunden weitergegebenen Preisbestandteile
nach Ziffern 9.3 und 9.9 sowie etwaige zukiinftige Steuern, Abga-
ben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen nach Ziffer 9.8
— durch einseitige Leistungsbestimmung nach billigem Ermessen
gemal § 315 BGB anzupassen (Erhéhungen oder Senkungen). Die
gesonderte Weitergabe fiir den Preisbestandteil nach Ziffer 9.6 en-
det, wenn das BEHG keine Festpreise mehr vorsieht (voraussicht-
lich am 31.12.2025); der Preisbestandteil findet dann im Rahmen
der einseitigen Leistungsbestimmung durch den Lieferanten nach
dieser Ziffer 9.11 Beriicksichtigung. Anlass fiir eine solche Preis-
anpassung ist ausschlieBlich eine Anderung der in Ziffer 9.2 ge-
nannten Kosten. Der Lieferant iberwacht fortlaufend die Entwick-
lung dieser Kosten. Der Umfang einer solchen Preisanpassung ist
auf die Veranderung der Kosten nach Ziffer 9.2 seit der jeweils vor-
hergehenden Preisanpassung nach dieser Ziffer 9.11 bzw. - so-
fern noch keine Preisanpassung nach dieser Ziffer 9.11 erfolgt ist
- seit Vertragsschluss bis zum Zeitpunkt des geplanten Wirksam-
werdens der aktuellen Preisanpassung beschrankt. Kostensteige-
rungen und Kostensenkungen sind bei jeder Preisanpassung ge-
genladufig zu saldieren. Die einseitige Leistungsbestimmung des
Lieferanten nach billigem Ermessen bezieht sich auch auf die je-
weiligen Zeitpunkte einer Preisanpassung; diese sind so zu wahlen,
dass Kostensenkungen nicht nach fiir den Kunden ungiinstigeren
Malstdben Rechnung getragen werden als Kostenerhéhungen,
also Kostensenkungen mindestens in gleichem Umfang preiswirk-
sam werden wie Kostenerhhungen. Der Kunde hat gemaR § 315
Abs. 3 BGB das Recht, die Auslibung des billigen Ermessens des
Lieferanten gerichtlich iiberpriifen zu lassen. Anderungen des
Grundpreises und des Arbeitspreises nach dieser Ziffer 9.11 sind
nur zum Monatsersten, erstmals zum Ablauf der vertraglichen Erst-
laufzeit, moglich. Preisanpassungen werden nur wirksam, wenn
der Lieferant dem Kunden die Anderungen spatestens einen Monat

9.12.

10.

11.

vor dem geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilt. In diesem
Fall hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer
Kiindigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Preisan-
passung zu kiindigen. Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten in
der Mitteilung gesondert hingewiesen.

Informationen Uber aktuelle Produkte und Tarife erhélt der Kunde
unter Telefon 05221 / 18792-0.

Anderungen des Vertrags und der Allgemeinen Geschiftsbedin-
gungen

Die Regelungen des Vertrags und der Allgemeinen Geschéftsbedin-
gungen beruhen auf den gesetzlichen und sonstigen Rahmenbe-
dingungen zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses (z.B. EnWG,
Grundversorgungsverordnung, Netzzugangsverordnung, MsbG,
MessEG und MessEV, hochstrichterliche Rechtsprechung, Festle-
gungen und Beschliisse der BNetzA). Das vertragliche Aquivalenz-
verhiltnis kann nach Vertragsschluss durch unvorhersehbare An-
derungen der gesetzlichen oder sonstigen Rahmenbedingungen
(z.B. durch Gesetzesédnderungen, sofern deren konkreter Inhalt
nicht bereits — etwa in der Phase zwischen dem Abschluss des
formlichen Gesetzgebungsverfahrens und dem Inkrafttreten — ab-
sehbar war), die der Lieferant nicht veranlasst und auf die er auch
keinen Einfluss hat, in nicht unbedeutendem MaRe gestort werden.
Ebenso kann nach Vertragsschluss eine im Vertrag und/oder die-
sen Bedingungen entstandene Liicke nicht unerhebliche Schwierig-
keiten bei der Durchfiihrung des Vertrags entstehen lassen (etwa,
wenn die Rechtsprechung eine Klausel fiir unwirksam erklért), die
nur durch eine Anpassung oder Ergdnzung zu beseitigen sind. In
solchen Féllen ist der Lieferant verpflichtet, den Vertrag und die All-
gemeinen Geschaftsbedingungen — mit Ausnahme des Entgelts -
unverziglich insoweit anzupassen und/oder zu ergéanzen, als es
die Wiederherstellung des Aquivalenzverhéltnisses von Leistung
und Gegenleistung und/oder der Ausgleich entstandener Vertrags-
licken zur zumutbaren Fort- und Durchfiihrung des Vertragsver-
héltnisses erforderlich macht (z.B. mangels gesetzlicher Uberlei-
tungsbestimmungen). Anpassungen des Vertrags und die Allge-
meinen Geschéftsbedingungen nach dieser Ziffer sind nur zum
Monatsersten mdoglich. Die Anpassung wird nur wirksam, wenn der
Lieferant dem Kunden die Anpassung spatestens einen Monat vor
dem geplanten Wirksamwerden in Textform mitteilt. In diesem Fall
hat der Kunde das Recht, den Vertrag ohne Einhaltung einer Kiindi-
gungsfrist zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Vertragsan-
passung zu kiindigen. Hierauf wird der Kunde vom Lieferanten in
der Mitteilung gesondert hingewiesen.

Einstellung der Lieferung / Fristlose Kiindigung / Sonderkiindi-
gungsrecht bei Einbau intelligentes Messsystem

Der Lieferant ist berechtigt, die Lieferung sofort einzustellen und
die Anschlussnutzung durch den zustandigen Netzbetreiber unter-
brechen zu lassen, wenn der Kunde in nicht unerheblichem Male
schuldhaft Energie unter Umgehung, Beeinflussung oder vor An-
bringung der Messeinrichtungen verwendet (,Energiediebstahl)
und die Unterbrechung zur Verhinderung einer weiteren unberech-
tigten Energieentnahme erforderlich ist.

Der Vertrag kann aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Frist
gekiindigt und die Lieferung eingestellt werden. Der Lieferant muss
den Kunden unverziiglich beim zustandigen Netzbetreiber abmel-
den. Soweit die Entnahmen des Kunden im Falle einer auReror-
dentlichen Kiindigung des Lieferanten trotz der Abmeldung (etwa
wegen Bearbeitungsfristen des Netzbetreibers, Prozessfristen aus
den Festlegungen der BNetzA zu Lieferantenwechselprozessen)
iber den Zeitpunkt der Vertragsbeendigung hinaus dem Lieferan-
ten bilanziell zugeordnet werden, ohne dass der Lieferant dafiir ei-
nen Ausgleich erhalt (z.B. im Rahmen der Mehr- oder Mindermen-
genabrechnung des Netzbetreibers), schuldet der Kunde fiir diese
fortwahrende Belieferung das Entgelt nach diesem Vertrag. Ein
wichtiger Grund liegt insbesondere vor im Fall eines Energiedieb-
stahls nach Ziffer 11.1 oder im Fall eines Zahlungsverzugs des
Kunden in Hohe des Doppelten der rechnerisch auf den laufenden
Kalendermonat entfallenden Abschlags- oder Vorauszahlung, min-
destens aber mit € 100,00 inklusive Mahn- und Inkassokosten. Bei
der Berechnung dieses Mindestbetrags bleiben nicht titulierte For-
derungen auller Betracht, die der Kunde schliissig beanstandet hat
oder die wegen einer Vereinbarung zwischen Lieferanten und Kun-
den noch nicht féllig sind oder die aus einer streitigen und noch
nicht rechtskréaftig entschiedenen Preiserhohung des Lieferanten
resultieren. Im Fall des Zahlungsverzuges ist dem Kunden die Kiin-
digung mind. zwei Wochen vorher anzudrohen; die Kiindigung un-
terbleibt in diesem Fall, wenn die Folgen der Kiindigung aul3er Ver-
héltnis zur Schwere des Zahlungsverzugs stehen oder der Kunde
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12.

12.1.

12.2.

12.3.

12.4.

12.5.

12.6.

13

13.2.

13.3.

13.4.

13.1.

darlegt, dass hinreichende Aussicht besteht, dass er seinen Ver-
pflichtungen vollumféanglich nachkommt.

Gilt nur flr Strom: Der Lieferant ist berechtigt, den Vertrag, abwei-
chend von Ziffer 6 des Auftragsformulars, bei einem bevorstehen-
den Ersteinbau eines intelligenten Messsystems mit einer Frist von
zwei Monaten auf den angekiindigten Zeitpunkt des Einbaus zu
kiindigen. Der Lieferant wird dem Kunden in diesem Fall mit der
Kiindigung ein Angebot fiir den Abschluss eines neuen Energielie-
fervertrags unterbreiten.

Haftung

Der Lieferant haftet bei schuldhafter vertraglicher Pflichtverletzung
(z. B. bei Nichterfiillung der Lieferpflicht oder ungenauer oder ver-
spéateter Abrechnung) fiir dadurch entstandene Schaden nach
MaRgabe von Ziffern 14.1 bis 14.2.

Anspriiche wegen Schaden durch Unterbrechung oder bei Unregel-
maRigkeiten in der Energieversorgung sind, soweit es sich um Fol-
gen einer Storung des Netzbetriebs einschlieBlich des Netzan-
schlusses handelt, gegeniiber dem Netzbetreiber geltend zu ma-
chen.

Der Lieferant wird auf Wunsch des Kunden unverziiglich tber die
mit der Schadensverursachung zusammenhangenden Tatsachen
Auskunft geben, wenn sie ihm bekannt sind oder von ihm in zumut-
barer Weise aufgeklart werden konnen.

In allen Ubrigen Haftungsfallen ist die Haftung der Parteien sowie
ihrer Erfiillungs- und Verrichtungsgehilfen fiir schuldhaft verur-
sachte Schaden ausgeschlossen, soweit der Schaden nicht durch
Vorsatz oder grobe Fahrldssigkeit herbeigefiihrt wurde; dies gilt
nicht bei Schaden aus der Verletzung des Lebens, des Korpers oder
der Gesundheit oder der schuldhaften Verletzung wesentlicher Ver-
tragspflichten, d. h. solcher Pflichten, deren Erfiillung die ord-
nungsgemale Durchfiihrung des Vertrags iberhaupt erst ermog-
licht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelméfig ver-
trauen darf (sog. Kardinalpflichten).

Im Falle einer Verletzung wesentlicher Vertragspflichten, welche
nicht auf Vorsatz oder grober Fahrlédssigkeit beruht, beschrankt
sich die Haftung auf den Schaden, den die haftende Partei bei Ab-
schluss des Vertrags als mogliche Folge der Vertragsverletzung
vorausgesehen hat oder unter Berlicksichtigung der Umsténde, die
sie kannte oder kennen musste, hatte voraussehen missen.

Die Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes bleiben unbe-
rihrt.

Umzug / Ubertragung des Vertrags

Der Kunde ist verpflichtet, dem Lieferanten jeden Umzug unverziig-
lich vorab unter Angabe des Umzugsdatums, der neuen Anschrift
und der neuen Zahlernummer oder Marktlokations-Identifikations-
nummer in Textform mitzuteilen. Im Regelfall muss diese Mittei-
lung bis spatestens zehn Werktage vor dem Umzugsdatum erfol-
gen, um dem Lieferanten eine rechtzeitige Ab- bzw. Ummeldung
beim Netzbetreiber zu ermdglichen.

Ein Umzug des Kunden beendet den Liefervertrag zum Zeitpunkt
des vom Kunden mitgeteilten Umzugsdatums, wenn der Kunde aus
dem Gebiet des bisherigen Netzbetreibers in das Gebiet eines an-
deren Netzbetreibers zieht. Der Lieferant unterbreitet dem Kunden
flir die neue Entnahmestelle auf Wunsch gerne ein neues Angebot.
Bei Umzug innerhalb des Gebiets des bisherigen Netzbetreibers
kann der Kunde den Vertrag mit einer Frist von sechs Wochen in
Textform und unter Mitteilung seiner zukiinftigen Anschrift oder
der zur Bezeichnung seiner zukiinftigen Entnahmestelle verwende-
ten Marktlokations-Identifikationsnummer kiindigen. Die Kiindi-
gung kann mit Wirkung zum Zeitpunkt des Auszugs oder mit Wir-
kung zu einem spateren Zeitpunkt erklart werden. Die Kiindigung
beendet diesen Vertrag nicht und der Lieferant wird den Kunden zu
den bisherigen Vertragsbedingungen an seinem neuen Wohnsitz
weiterbeliefern, wenn der Lieferant dem Kunden dies binnen zwei
Wochen nach Erhalt der Kiindigung anbietet und die Belieferung an
dessen neuem Wohnsitz moglich ist. Die Belieferung zum Zeit-
punkt des Einzugs setzt voraus, dass der Kunde dem Lieferanten
das Umzugsdatum rechtzeitig mitgeteilt hat.

Unterbleibt die Mitteilung des Kunden nach Ziffer 13.1 aus Griin-
den, die dieser zu vertreten hat, und wird dem Lieferanten die Tat-
sache des Umzugs auch sonst nicht bekannt, ist der Kunde ver-
pflichtet, weitere Entnahmen an seiner bisherigen Entnahmestelle,
fiir die der Lieferant gegeniiber dem ortlichen Netzbetreiber einste-
hen muss und fiir die er von keinem anderen Kunden eine Vergi-
tung zu fordern berechtigt ist, nach den Preisen des Vertrags zu
vergiiten. Die Pflicht des Lieferanten zur unverziiglichen Abmel-
dung der bisherigen Entnahmestelle und Anspriiche des Lieferan-

13.5.

14.
14.1.

14.2.

15.

16.
16.1.

16.2.

17.
17.1.

17.2.

ten auf entgangenen Gewinn wegen einer nicht oder verspatet er-
folgten Belieferung an der neuen Entnahmestelle bleiben unbe-
ruhrt.

Der Lieferant ist berechtigt, die Rechte und Pflichten aus dem Ver-
trag als Gesamtheit auf einen personell, technisch und wirtschaft-
lich leistungsfahigen Dritten zu libertragen. Eine Ubertragung nach
Satz 1 ist dem Kunden spéatestens sechs Wochen vor dem Zeit-
punkt der Ubertragung unter Angabe dieses Zeitpunkts mitzuteilen.
Im Falle einer Ubertragung hat der Kunde das Recht, den Vertrag
ohne Einhaltung einer Kiindigungsfrist zum Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens der Ubertragung zu kiindigen. Hierauf wird der Kunde
vom Lieferanten in der Mitteilung gesondert hingewiesen. Das
Recht zur Abtretung von Forderungen nach § 398 BGB sowie eine
gesetzliche Rechtsnachfolge, insbesondere bei Ubertragungen
i. S d. Umwandlungsgesetzes, bleiben von dieser Ziffer 13.5 unbe-
rihrt.

Vertragsstrafe

Verbraucht der Kunde Energie unter Umgehung, Beeinflussung
oder vor Anbringung der Messeinrichtungen oder nach Unterbre-
chung der Versorgung, so ist der Lieferant berechtigt, eine Ver-
tragsstrafe zu verlangen. Diese ist fiir die tatsachliche, sofern nicht
feststellbar, fiir die geschéatzte Dauer des unbefugten Gebrauchs,
langstens aber fiir sechs Monate auf der Grundlage einer tdglichen
Nutzung der unbefugt verwendeten Verbrauchsgerate von bis zu
zehn Stunden nach dem fiir den Kunden geltenden Vertragspreis
zu berechnen.

Eine Vertragsstrafe kann auch verlangt werden, wenn der Kunde
vorsatzlich oder grob fahrléssig die Verpflichtung verletzt, die zur
Preisbildung erforderlichen Angaben zu machen. Die Vertrags-
strafe betragt das Zweifache des Betrags, den der Kunde bei Erfiil-
lung seiner Verpflichtung nach dem fiir ihn geltenden Vertragspreis
zusétzlich zu zahlen gehabt héatte. Sie darf fiir den tatsachlichen,
sofern der Beginn der Mitteilungs-pflicht nicht feststellbar ist, fir
einen geschétzten Zeitraum, Iangstens aber fiir einen Zeitraum von
sechs Monaten verlangt werden.

Datenschutz

Datenschutzrechtliche Hinweise und Informationen zum Wider-
spruchsrecht erhélt der Kunde in der ,Information zur Verarbeitung
personenbezogener Daten” des Lieferanten.

Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten / Lieferanten-
wechsel

Aktuelle Informationen zu Wartungsdiensten und -entgelten sind
beim ortlichen Netzbetreiber erhaltlich.

Ein Lieferantenwechsel erfolgt zligig und unentgeltlich. Nach dem
Wechsel ist der Lieferant verpflichtet, dem neuen Lieferanten den
fuir ihn malgeblichen Verbrauch des vergleichbaren Vorjahreszeit-
raums mitzuteilen. Soweit der Lieferant aus Griinden, die er nicht
zu vertreten hat, den Verbrauch nicht ermitteln kann, ist der ge-
schéatzte Verbrauch anzugeben.

Streitbeilegungsverfahren

Energieversorgungsunternehmen und Messstellenbetreiber (Un-
ternehmen) sind verpflichtet, Beanstandungen von Verbrauchern
i.S.d. §13 BGB (Verbraucher) insbesondere zum Vertragsab-
schluss oder zur Qualitédt von Leistungen des Unternehmens (Ver-
braucherbeschwerden), die den Anschluss an das Versorgungs-
netz, die Belieferung mit Energie sowie die Messung der Energie
betreffen, im Verfahren nach § 111a EnWG innerhalb einer Frist
von vier Wochen ab Zugang beim Unternehmen zu beantworten.
Verbraucherbeschwerden sind zu richten an:

EAG Energie Abrechnungs- und Service GmbH

Oetinghauser StralRe 16, 32120 Hiddenhausen

Telefon 05221 18792-0
Telefax 05221 18792-99
E-Mail info@eag-energie.de

Ein Verbraucher ist berechtigt, die Schlichtungsstelle nach § 111b
EnWG sowie § 4 Abs. 2 Satz 4 Verfahrensordnung zur Durchfih-
rung eines Schlichtungsverfahrens anzurufen, wenn das Unterneh-
men der Beschwerde nicht abgeholfen oder auf diese nicht inner-
halb der Bearbeitungsfrist geantwortet hat. § 14 Abs.5 VSBG
bleibt unberiihrt. Das Unternehmen ist verpflichtet, an dem Verfah-
ren bei der Schlichtungsstelle teilzunehmen. Die Einreichung einer
Beschwerde bei der Schlichtungsstelle hemmt die gesetzliche Ver-
jahrung gemaR § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB. Das Recht der Beteiligten,
die Gerichte anzurufen oder ein anderes Verfahren (z.B. nach dem
EnWG) zu beantragen, bleibt unberihrt.
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17.3.

17.4.

18.

Die Kontaktdaten der Schlichtungsstelle sind derzeit:

19.
Schlichtungsstelle Energie e. V.
FriedrichstraBe 133, 10117 Berlin

Telefon 030 2757240-0

Telefax 030 2757240-69

E-Mail info@schlichtungsstelle-energie.de
Homepage www.schlichtungsstelle-energie.de.

Allgemeine Informationen der BNetzA zu Verbraucherrechten fiir
den Bereich Elektrizitdt und Gas sind erhaltlich tber den

Verbraucherservice Energie
Bundesnetzagentur
Postfach 8001, 53105 Bonn

Telefon 030 22480-500

Telefax 030 22480-323 20.
E-Mail verbraucherservice-energie@bnetza.de. 20.1.
Verbraucher haben die Mdglichkeit, Gber die Online-Streitbeile- 20.2.

gungs-Plattform der Europdischen Union kostenlose Hilfestellung

fiir die Einreichung einer Verbraucherbeschwerde zu einem Online-
Kaufvertrag oder Online-Dienstleistungsvertrag sowie Informatio-

nen Uber die Verfahren an den Verbraucherschlichtungsstellen in 21.
der Europaischen Union zu erhalten. Die Online-Streitbeilegungs-
Plattform kann unter folgendem Link aufgerufen werden:
http://ec.europa.eu/consumers/odr/.

Allgemeine Informationen nach dem Energiedienstleistungsge-
setz

Im Zusammenhang mit einer effizienteren Energienutzung durch
Endkunden wird bei der Bundesstelle fiir Energieeffizienz eine Liste
gefiihrt, in der Energiedienstleister, Anbieter von Energieaudits und
Anbieter von EnergieeffizienzmalRnahmen aufgefiihrt sind. Weiter-
fihrende Informationen zu der sog. Anbieterliste und den Anbie-
tern selbst erhalten sie unter www.bfee-online.de. Sie kdnnen sich
zudem bei der Deutschen Energieagentur tiber das Thema Energie-
effizienz umfassend informieren. Weitere Informationen erhalten
Sie unter www.energieeffizienz-online.info.

Kostenpauschalen

Kosten fiir Abrechnungsdienstleistungen

Erstellung von Zwischenrechnungen auf Kundenwunsch

inklusive Versand pro Rechnung 10,00 Euro netto
11,90 Euro brutto

zzgl. etwaiger Kosten des Netzbetreibers

Kosten fiir Zahlerablesung

Zahlerablesung durch Lieferanten auf Kundenwunsch
40,00 Euro netto
47,60 Euro brutto

In den genannten Bruttobetragen ist die Umsatzsteuer in der ge-
setzlich festgelegten Hohe (derzeit 19 %) enthalten; wird kein Brut-
tobetrag genannt, besteht derzeit keine Umsatzsteuerpflicht.

Schlussbestimmungen

Diese Bedingungen sind abschlieRend. Miindliche Nebenabreden
bestehen nicht.

Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrags unwirksam oder un-
durchfiihrbar sein oder werden, so bleibt der Vertrag im Ubrigen
davon unberihrt.

Energiesteuer-Hinweis

Fir das auf Basis dieses Vertrages bezogene Erdgas gilt folgender
Hinweis gemal der Energiesteuer-Durchfiihrungsverordnung:
“Steuerbeglinstigtes Energieerzeugnis! Darf nicht als Kraftstoff ver-
wendet werden, es sei denn, eine solche Verwendung ist nach dem
Energiesteuergesetz oder der Energiesteuer-Durchfiihrungsverord-
nung zuldssig. Jede andere Verwendung als Kraftstoff hat steuer-
und strafrechtliche Folgen. In Zweifelsféllen wenden Sie sich bitte
an lhr zusténdiges Hauptzollamt.”
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	1. Vertragsschluss / Lieferbeginn
	1.1. Der Vertrag kommt durch Bestätigung des Lieferanten in Textform unter Angabe des voraussichtlichen Lieferbeginns zustande. Der tatsächliche Lieferbeginn hängt davon ab, dass alle für die Belieferung notwendigen Maßnahmen (Kündigung des bisherigen...

	2. Umfang und Durchführung der Lieferung / Befreiung von der Leistungspflicht
	2.1. Der Lieferant liefert dem Kunden dessen gesamten Bedarf an Energie an seine vertraglich benannte Entnahmestelle. Entnahmestelle ist die Eigentumsgrenze des Netzanschlusses, über den der Kunde beliefert und mittels Marktlokations-Identifikationsnu...
	2.2. Gilt nur für Strom: Der Messstellenbetrieb wird durch den Messstellenbetreiber erbracht und ist gemäß § 9 Abs. 2 MsbG Bestandteil dieses Vertrags, soweit der Kunde keinen Vertrag mit einem wettbewerblichen Messstellenbetreiber schließt. Der Liefe...
	2.3. Bei einer Unterbrechung oder bei Unregelmäßigkeiten in der Energieversorgung ist der Lieferant, soweit es sich um Folgen einer Störung des Netzbetriebs einschließlich des Netzanschlusses handelt, von seiner Leistungspflicht befreit. Zu den möglic...
	2.4. Wird den Parteien die Erfüllung der Leistungspflichten durch unvorhersehbare Umstände, auf die sie keinen Einfluss haben und deren Abwendung mit einem angemessenen technischen oder wirtschaftlichen Aufwand nicht erreicht werden kann (insbesondere...
	2.5. Der Lieferant ist weiter von seiner Leistungspflicht befreit, soweit und solange der Netzbetreiber den Netzanschluss und/oder die Anschlussnutzung bzw. der Messstellenbetreiber den Messstellenbetrieb auf eigene Initiative unterbrochen hat. Schade...

	3. Messung / Abschlagszahlungen / Abrechnung / Anteilige Preisberechnung / Abrechnungsinformationen / Verbrauchshistorie
	3.1. Die Menge der gelieferten Energie wird durch Messeinrichtungen bzw. Messsysteme (oder rechtmäßige Ersatzwertbildung) des zuständigen Messstellenbetreibers bzw. Netzbetreibers ermittelt. Die Ablesung der Messeinrichtungen wird vom Messstellenbetre...
	3.2. Der Lieferant kann vom Kunden monatliche Abschlagszahlungen verlangen. Die Höhe der Abschlagszahlung richtet sich nach dem Verbrauch des vorhergehenden Abrechnungszeitraums und dem aktuellen Vertragspreis oder nach dem durchschnittlichen Verbrauc...
	3.3. Zum Ende jedes vom Lieferanten festgelegten Abrechnungszeitraums, der ein Jahr nicht überschreitet, und zum Ende des Lieferverhältnisses wird vom Lieferanten eine Abrechnung nach seiner Wahl in elektronischer Form über das Kundenportal oder in Pa...
	3.4. Erhält der Kunde eine elektronische Abrechnung über das Kundenportal und erfolgt keine Fernübermittlung der Verbrauchsdaten (z. B. über ein intelligentes Messsystem), erhält er unentgeltlich die (in jeder Rechnung bereits enthaltenen) Abrechnungs...
	3.5. Auf Wunsch des Kunden stellt der Lieferant dem Kunden und einem von diesem benannten Dritten, soweit verfügbar, ergänzende Informationen zu dessen Verbrauchshistorie zur Verfügung. Der Lieferant stellt dem Kunden die dadurch entstandenen Kosten n...
	3.6. Der Kunde kann jederzeit vom Lieferanten verlangen, eine Nachprüfung der Messeinrichtungen an seiner Entnahmestelle durch eine Eichbehörde oder eine staatlich anerkannte Prüfstelle i. S. v. § 40 Abs. 3 MessEG zu veranlassen. Die Kosten der Nachpr...
	3.7. Ergibt eine Nachprüfung der Messeinrichtungen eine Überschreitung der eichrechtlichen Verkehrsfehlergrenzen oder werden Fehler in der Ermittlung des Rechnungsbetrags festgestellt (wie z.B. auch bei einer Rechnung auf der Grundlage falscher Messwe...
	3.8. Ändert sich das vertragliche Entgelt während des Abrechnungszeitraums, so rechnet der Lieferant geänderte verbrauchsunabhängige Preisbestandteile tagesgenau ab. Für die Abrechnung geänderter verbrauchsabhängiger Preisbestandteile wird die nach Zi...

	4. Gilt nur für Strom bei Entnahmestellen mit Wärmepumpe oder Wärmespeicher sowie mit Mehrtarifzählern: Installation, Beschädigung, Störung von Schaltgeräten
	4.1. Der Netzbetreiber bestimmt den Anbringungsort des Schaltgeräts. Bei der Wahl des Anbringungsortes ist die Möglichkeit der Fernbedienung zu berücksichtigen. Der Netzbetreiber hat den Kunden zu beteiligen und dessen berechtigte Interessen angemesse...
	4.2. Der Kunde hat dem Netzbetreiber den Verlust, Beschädigungen und Störungen des Schaltgeräts unverzüglich mitzuteilen.

	5. Zahlungsbestimmungen / Verzug / Kosten eines Beauftragten / Aufrechnung
	5.1. Sämtliche Rechnungsbeträge sind zwei Wochen nach Zugang der Rechnung, Abschläge und Vorauszahlungen zu dem vom Lieferanten nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) im Abschlagsplan bzw. mit Verlangen der Vorauszahlung festgelegten Zeitpunkt fällig und ...
	5.2. Befindet sich der Kunde in Zahlungsverzug, kann der Lieferant angemessene Maßnahmen zur Durchsetzung seiner Forderung ergreifen. Fordert der Lieferant erneut zur Zahlung auf oder lässt der Lieferant den Betrag durch Beauftragung eines Inkassodien...
	5.3. Gegen Ansprüche des Lieferanten kann nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen aufgerechnet werden. Dies gilt nicht für Ansprüche des Kunden aufgrund vollständiger oder teilweiser Nichterfüllung oder mangelhafter Er...

	6. Stellung von Sicherheiten
	6.1. Der Kunde leistet spätestens 10 Werktage vor Aufnahme der Belieferung eine Sicherheit in Höhe der für einen Zeitraum von drei Liefermonaten voraussichtlich durchschnittlich zu leistenden Zahlungen. Sofern der Lieferant nicht ausdrücklich eine abw...
	6.2. Der Lieferant kann sich aus der Sicherheit befriedigen, sobald der Kunde mit seinen Zahlungsverpflichtungen in Verzug ist. Der Lieferant wird die Sicherheit nur in dem Umfang verwerten, in dem dies zur Erfüllung der rückständigen Zahlungsverpflic...
	6.3. Die Verwertung der Sicherheit wird der Lieferant dem Kunden unter Fristsetzung schriftlich androhen, es sei denn, nach den Umständen des Einzelfalls besteht Grund zu der Annahme, dass eine Befriedigung aus der Sicherheit zu spät erfolgen würde. I...
	6.4. Hat der Lieferant die Sicherheit vollständig oder teilweise gemäß Abs. 6.2 verwertet, leistet der Kunde auf Verlangen des Lieferanten erneut Sicherheit bis zu der in Abs. 1 vereinbarten Höhe, jedoch nicht über 120 % der für die noch verbleibende ...

	7. Vorauszahlung
	7.1. Der Lieferant kann vom Kunden eine monatliche Vorauszahlung in angemessener Höhe verlangen, wenn der Kunde mit einer Zahlung aus dem Vertrag in nicht unwesentlicher Höhe in Verzug ist, wenn der Kunde innerhalb eines Zeitraums von zwölf Monaten wi...
	7.2. Bei Verlangen einer Vorauszahlung sind dem Kunden Beginn, Höhe und die Gründe für die Vorauszahlung sowie die Voraussetzungen für ihren Wegfall mitzuteilen. Die Zeitpunkte der Vorauszahlungen legt der Lieferant nach billigem Ermessen (§ 315 BGB) ...
	7.3. Die Vorauszahlung wird mit der jeweils nächsten vom Kunden nach dem Vertrag zu leistenden Zahlung (Abschläge nach Ziffer 5.1 oder Rechnungsbeträge) verrechnet. Ergibt sich dabei eine Abweichung der Vorauszahlung von der zu leistenden Zahlung, so ...
	7.4. Statt eine Vorauszahlung zu verlangen, kann der Lieferant beim Kunden ein Vorauszahlungssystem (z.B. Bargeld- oder Chipkartenzähler) einrichten und betreiben bzw. den Messstellenbetreiber damit beauftragen.

	8. Gilt nur für Strom: Entgelt / Zukünftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen / Preisanpassung nach billigem Ermessen
	8.1. Das vom Kunden zu zahlende Entgelt setzt sich aus den Preisbestandteilen nach den Ziffern 8.2 bis 8.6 zusammen.
	8.2. Der Kunde zahlt einen Grundpreis und einen verbrauchsabhängigen Arbeitspreis in der sich aus dem beigefügten Preisblatt ergebenden Höhe. Sie enthalten folgende Kosten: Kosten für Energiebeschaffung und Vertrieb, das an den Netzbetreiber abzuführe...
	8.3. Zusätzlich zahlt der Kunde für die gelieferte Energie folgende Preisbestandteile nach den Ziffern 8.3.1 bis 8.3.7 in der jeweils geltenden Höhe. Die bei Vertragsschluss geltende Höhe ist im beigefügten Preisblatt angegeben. Die für das jeweils fo...
	8.3.1. Das vom Lieferanten an den Netzbetreiber abzuführende Entgelt für den konventionellen Messstellenbetrieb mit Messeinrichtungen und Messsystemen.
	Der Netzbetreiber ermittelt dieses Entgelt zum 01.01. eines Kalenderjahres auf Grundlage der von der zuständigen Regulierungsbehörde nach Maßgabe des § 21a EnWG i. V. m. der ARegV, der StromNEV und sonstigen Bestimmungen des EnWG festgelegten und jewe...
	8.3.1.1. Der Lieferant berechnet das vom Kunden zu zahlende Entgelt im Rahmen von monatlichen Abschlägen bzw. Abrechnungen mit 1/11 des Jahresentgelts.
	8.3.1.2. Wird oder ist eine nach diesem Vertrag vom Lieferanten belieferte Marktlokation des Kunden mit einem intelligenten Messsystem oder einer modernen Messeinrichtung i. S. d. MsbG ausgestattet, entfällt der Preisbestandteil nach Ziffer 8.3.1 für ...

	8.3.2. Ist der Lieferant aufgrund einer vertraglichen, gesetzlichen oder regulierungsbehördlichen Regelung anstelle des Kunden verpflichtet, das Entgelt für den Messstellenbetrieb mit intelligenten Messsystemen oder modernen Messeinrichtungen für beli...
	8.3.3. Die vom Lieferanten an den Übertragungsnetzbetreiber zu zahlende EEG-Umlage nach § 60 Abs. 1 EEG i. V. m. der EEV.
	Mit der EEG-Umlage werden Kosten ausgeglichen, die den Übertragungsnetzbetreibern durch die Abwicklung der gesetzlichen Vorgaben zur Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen entstehen.

	8.3.4. Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber zu zahlende KWK-Umlage nach § 26 KWKG.
	Mit der KWK-Umlage werden Kosten ausgeglichen, die den Übertragungsnetzbetreibern durch die Abwicklung der gesetzlichen Vorgaben zur Förderung der Stromerzeugung aus hocheffizienten Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen sowie zur Förderung des Ausbaus von Wärm...

	8.3.5. Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber zu zahlende § 19-StromNEV-Umlage nach § 19 Abs. 2 StromNEV.
	Mit der § 19-StromNEV-Umlage werden Kosten ausgeglichen, die den Übertragungsnetzbetreibern aus der Verpflichtung entstehen, nachgelagerten Netzbetreibern Erlöse zu erstatten, die diesen entgehen, weil sie bestimmten Letztverbrauchern mit atypischem V...

	8.3.6. Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber zu zahlende Offshore-Netzumlage nach § 17f Abs. 5 EnWG.
	Die Offshore-Netzumlage gleicht Teile der Kosten aus, die den Übertragungsnetzbetreibern durch Entschädigungszahlungen nach Maßgabe von § 17e EnWG an Betreiber von betriebsbereiten Offshore-Windenergieanlagen in Folge von Störungen oder Verzögerungen ...
	8.3.7. Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber zu zahlende abLa-Umlage nach § 18 Abs. 1 AbLaV.
	Die abLa-Umlage gleicht Kosten aus, die den Übertragungsnetzbetreibern durch Zahlungen an Betreiber bestimmter Anlagen zum Verbrauch elektrischer Energie entstehen, deren Leistung auf Anforderung der Übertragungsnetzbetreiber zur Aufrechterhaltung der...

	8.3.8. Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber zu zahlende Wasserstoffumlage nach § 118 Abs. 6 Satz 9 bis 11 EnWG.
	Mit der Wasserstoffumlage werden Kosten ausgeglichen, die den Übertragungsnetzbetreibern durch die Abwicklung der gesetzlichen Vorgaben zur Förderung der Wasserstofferzeugung durch Wasserelektrolyse entstehen.
	8.3.9. Die Stromsteuer.

	8.4. Ist eine Umlage nach Ziffern 8.3.3 bis 8.3.8 negativ, reduziert sich das für die gelieferte Energie zu zahlende Entgelt in entsprechender Höhe.
	8.5. Wird die Belieferung oder die Verteilung von Energie nach Vertragsschluss mit zusätzlichen, in Ziffern 8.2, 8.3 und 8.6 nicht genannten Steuern oder Abgaben belegt, erhöht sich das vom Kunden zu zahlende Entgelt um die hieraus entstehenden Mehrko...
	8.6. Zusätzlich fällt auf die Preisbestandteile nach Ziffern 8.2 und 8.3 sowie etwaige zukünftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen nach Ziffer 8.5 die Umsatzsteuer in der jeweils geltenden Höhe an. Die derzeitige Höhe de...
	8.7. Der Lieferant teilt dem Kunden die bei Belieferung jeweils geltende Höhe eines nach Ziffern 8.3, 8.5 und 8.6 zu zahlenden Preisbestandteils auf Anfrage mit.
	8.8. Der Lieferant ist verpflichtet, den Grundpreis und den Arbeitspreis nach Ziffer 8.2 – nicht hingegen die gesondert in der jeweils geltenden Höhe an den Kunden weitergegebenen Preisbestandteile nach Ziffern 8.3 und 8.6 sowie etwaige zukünftige Ste...
	8.9. Informationen über aktuelle Produkte und Tarife erhält der Kunde unter Telefon 05221 / 18792-0.

	9. Gilt nur für Erdgas: Entgelt / Zukünftige Steuern, Abgaben und sonstige hoheitlich auferlegte Belastungen / Preisanpassung nach billigem Ermessen
	9.1. Das vom Kunden zu zahlende Entgelt setzt sich aus den Preisbestandteilen nach den Ziffern 9.2 bis 9.9 zusammen.
	9.2. Der Kunde zahlt einen Grundpreis und einen verbrauchsabhängigen Arbeitspreis in der sich aus den Preisangaben im Auftragsformular ergebenden Höhe. Sie enthalten folgende Kosten: Kosten für Energiebeschaffung und Vertrieb (inklusive Entgelt für di...
	9.3. Zusätzlich zahlt der Kunde für das gelieferte Erdgas folgende Preisbestandteile nach den Ziffern 9.4 bis 9.7.und 9.9 deren bei Vertragsschluss geltende Höhe in den Preisangaben im Auftragsformular angegeben ist. Im Einzelnen:
	9.4. Die vom Lieferanten (an den Bilanzkreisverantwortlichen und von diesem) an den Marktgebietsverantwortlichen für die Belieferung des Kunden gemäß § 29 Satz 2 GasNZV ausgeführte SLP-Bilanzierungsumlage in der jeweils geltenden Höhe. Die zum Zeitpun...
	Die SLP-Bilanzierungsumlage wird vom Marktgebietsverantwortlichen jährlich zum 01.10. angepasst und sechs Wochen vor Beginn des jeweiligen Geltungszeitraums auf der Internetseite des Marktgebietsverantwortlichen in der Einheit Euro/MWh veröffentlicht.
	Die SLP-Bilanzierungsumlage wird auf der Grundlage der tatsächlich verbrauchten Mengen des Kunden (mit Abrechnungsbrennwert ermittelt) abgerechnet, während dem Lieferanten gegenüber die SLP-Bilanzierungsumlage auf Grundlage der allokierten Mengen (mit...
	9.5. Zusätzlich zahlt der Kunde für die gelieferte Energie folgenden Preisbestandteil in der jeweils geltenden Höhe. Die bei Vertragsschluss geltende Höhe ist im beigefügten Preisblatt angegeben.
	9.6. Die den Lieferanten treffenden Belastungen aus dem Kauf von Emissionszertifikaten nach dem Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) in der jeweils geltenden Höhe in ct/kWh („CO2-Preis“). Dieser Preisbestandteil umfasst die Mehrkosten, die vom Lief...
	Mit der EEG-Umlage werden Kosten ausgeglichen, die den Übertragungsnetzbetreibern durch die Abwicklung der gesetzlichen Vorgaben zur Förderung der Stromerzeugung aus erneuerbaren Energiequellen entstehen.
	8.3.4. Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber zu zahlende KWK-Umlage nach § 26 KWKG.
	Mit der KWK-Umlage werden Kosten ausgeglichen, die den Übertragungsnetzbetreibern durch die Abwicklung der gesetzlichen Vorgaben zur Förderung der Stromerzeugung aus hocheffizienten Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen sowie zur Förderung des Ausbaus von Wärm...

	8.3.5. Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber zu zahlende § 19-StromNEV-Umlage nach § 19 Abs. 2 StromNEV.
	Mit der § 19-StromNEV-Umlage werden Kosten ausgeglichen, die den Übertragungsnetzbetreibern aus der Verpflichtung entstehen, nachgelagerten Netzbetreibern Erlöse zu erstatten, die diesen entgehen, weil sie bestimmten Letztverbrauchern mit atypischem V...

	8.3.6. Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber zu zahlende Offshore-Netzumlage nach § 17f Abs. 5 EnWG.
	Die Offshore-Netzumlage gleicht Teile der Kosten aus, die den Übertragungsnetzbetreibern durch Entschädigungszahlungen nach Maßgabe von § 17e EnWG an Betreiber von betriebsbereiten Offshore-Windenergieanlagen in Folge von Störungen oder Verzögerungen ...
	8.3.7. Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber zu zahlende abLa-Umlage nach § 18 Abs. 1 AbLaV.
	Die abLa-Umlage gleicht Kosten aus, die den Übertragungsnetzbetreibern durch Zahlungen an Betreiber bestimmter Anlagen zum Verbrauch elektrischer Energie entstehen, deren Leistung auf Anforderung der Übertragungsnetzbetreiber zur Aufrechterhaltung der...

	8.3.8. Die vom Lieferanten an den Netzbetreiber zu zahlende Wasserstoffumlage nach § 118 Abs. 6 Satz 9 bis 11 EnWG.
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